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Am 27. August 2020 verübte die Regierung Bolsonaro ein weiteres bösartiges Attentat auf die
Rechte der Frauen. Gemäß ihrer reaktionären, konservativen und grausamen Politik greift der vom
Gesundheitsministerium erlassene Paragraph 2282 das verfassungsmäßige Recht auf unterstützte
Abtreibung an.

In Brasilien garantiert das Gesetz seit 1940 Frauen den Zugang zur unterstützten Abtreibung, wenn
die Fortsetzung der Schwangerschaft das Leben der Frau bedroht oder sie durch Vergewaltigung
herbeigeführt wurde. Im Jahr 2004 verabschiedete das Oberste Bundesgericht ein Urteil, das den
Schwangerschaftsabbruch bei fötaler Anenzephalie, einem Zustand, bei dem der größte Teil der
Großhirnrinde des ungeborenen Kindes fehlt, entkriminalisiert. Der Widerstand gegen dieses Urteil
war der Auslöser für die Angriffe auf das legale Recht auf Abtreibung.

Im August 2013 sanktionierte Präsident Dilma Rousseff einen Gesetzentwurf, der dem nationalen
Gesundheitsdienst (SUS) zur Pflicht machte, den Opfern sexuellen Missbrauchs eine sofortige
Versorgung zu gewähren. Religiöse Organisationen versuchten sofort, die
Schwangerschaftsverhütung mit der „Pille danach“ in Fällen sexueller Gewalt zu stoppen, weil sie
argumentierten, dies würde ÄrztInnen den Weg zu Abtreibungen öffnen. Gegenwärtig schreibt das
Gesetz vor, dass alle Krankenhäuser des öffentlichen Netzes unter anderem unverzüglich die
Diagnose und die „Pille danach“ für das Opfer sowie die medizinische Behandlung körperlicher
Verletzungen und psychologische Beratung, Schutz vor sexuell übertragbaren Krankheiten (STD),
HIV-Tests und Zugang zu Informationen über gesetzliche Rechte und andere verfügbare
Gesundheitsdienste anbieten müssen.

Reaktion

Kurz nach der Verabschiedung des Gesetzes im Oktober 2013 stellte Eduardo Cunha, ein
Abgeordneter der „evangelikalen Fraktion“, die Gesetzesvorlage PL 5069 vor, die einen großen
Rückschritt für die Frauenrechte darstellt. Der Gesetzentwurf war eine klare Reaktion seitens
religiöser FührerInnen gegen die Garantie des Zugangs zu Abtreibung in Fällen von Vergewaltigung
und anenzephalen Föten (Föten, bei denen ein bedeutender Teil des Großhirns nicht entwickelt ist).
Aufgrund einer heftigen Reaktion von AktivistInnen und ParlamentarierInnen, die versuchten, Teile
des Textes zu ändern, kam die Gesetzesvorlage im Parlament zum Stillstand, zumal kurz darauf das
Amtsenthebungsverfahren gegen Dilma Rousseff begann.

Der Aufstieg reaktionärer Kräfte nach dem Parlamentsputsch, der Dilma verdrängte, dann die Wahl
von Jair Bolsonaro und die Bildung einer sozialkonservativen, rechtsextremen Regierung ebneten
den Weg für erneute Attacken auf die Rechte der Frauen. Die Auflösung des Frauensekretariats und
die Schaffung des Ministeriums für Familie und Menschenrechte unter der evangelischen Pastorin
Damares Alves machten deutlich, dass die Agenda für Fortschritte bei den Frauenrechten
abgeschlossen war. Die Zeit der Rückschritte, Verluste und Angriffe hatte begonnen.

Drastische Gesetzesverschärfung und reaktionäre Hetze

Ende 2019 wurde das Gesetz 13.931 verabschiedet, das Angehörige der Gesundheitsberufe
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verpflichtet, Vergewaltigungsfälle der Polizei zu melden. Die betroffenen Frauen sind außerdem zu
einer ausführlichen Schilderung gegenüber dem ärztlichen Personal verpflichtet und müssen darauf
hingewiesen werden, dass ihnen für den Fall, dass sie den Vorwurf nicht beweisen können,
strafrechtliche Verfolgung droht. Dieses Gesetz bricht die ärztliche Schweigepflicht und hindert
Frauen, die unter häuslicher Gewalt leiden, wirksam daran, in Vergewaltigungsfällen medizinische
Hilfe in Anspruch zu nehmen, weil sie die Reaktion ihrer Täter fürchten.

Letzten August schockierte ein Fall von Vergewaltigung das Land, sowohl wegen der Art des
Verbrechens selbst als auch wegen der Behandlung des Opfers. Ein 10-jähriges Kind, das von
seinem Onkel sexuell missbraucht worden war, seit es 6 Jahre alt wurde, wurde schwanger. Die
Reaktion auf das Kind war so repressiv, dass eine Gruppe von Frauen vor dem Krankenhaus tätig
wurde, um sicherzustellen, dass es medizinisch versorgt und ein Verfahren zum
Schwangerschaftsabbruch durchgeführt wurde.

Fundamentalistische Gruppen taten alles, um eine legale Abtreibung zu verhindern und dann das
Kind selbst des Mordes anzuklagen. Das Frauenministerium beteiligte sich an diesen
Ausschreitungen gegen das 10jährige Mädchen. Es gibt in der Tat Hinweise darauf, dass es das
Ministerium selbst war, das die Informationen und Daten des Kindes an fundamentalistische
Gruppen weitergegeben hat.

Die Reaktion der Regierung auf den Einsatz der feministischen Gruppen, die das Kind unterstützten,
erfolgte rasch. Sie verfügte den Erlass 2282, der das Gesetz 13.931 modifiziert, das die ärztliche
Schweigepflicht verletzt, indem es  ÄrztInnen verpflichtet, die Behörden zu benachrichtigen. Dem
feministischen Netzwerk von GynäkologInnen zufolge erschwert, ja verunmöglicht es Frauen, die
sich vor ihren Angreifern verstecken müssen, Hilfe und Unterstützung zu suchen. In jedem Falle
werden die Opfer noch größeren Gefahren ausgesetzt.

Den ÄrztInnen zufolge ist Vertraulichkeit unerlässlich, um Frauen in die Lage zu versetzen, den
Aggressor anzuzeigen. Die Anwesenheitspflicht eines/r AnästhesistenIn bürokratisiert die Betreuung
zusätzlich. Die ÄrztInnen stellen klar, dass in den meisten Fällen ein Abbruch durch medikamentöse
und nicht durch chirurgische Mittel eine solche Anwesenheit unnötig macht. Nur im letzteren Fall
wäre ein/e AnästhesistIn in jedem Fall obligatorisch.

Das Dekret schreibt die Pflicht einer Ultraschalluntersuchung vor, die der Frau gezeigt werden
muss, mit dem einzigen Zweck, Frauen ein schlechtes Gewissen zu bereiten, weil sie Abtreibungen
vornehmen lassen wollen. Zudem kann es  den Schmerz von bereits geschwächten und
vergewaltigten Frauen verstärken.

Die Perversität dieser rechtsradikalen Regierung ist klar. Dekret 2282 hat das klare Ziel, der
Regierung die volle Kontrolle über alle legalen Abtreibungsverfahren zu gewähren, um mehr und
mehr die vergewaltigten Körper von Frauen (Kinder und Erwachsene) zu kontrollieren. Die
Vorankündigung der Hilfeleistung wird Daten für die Kontrolle und die Verweigerung der Rechte
von Frauen liefern. Wenn es ihnen gelingt, Zugang zu erhalten, werden die Schwierigkeiten, eine/n
AnästhesistIn zu bekommen (die/der die Teilnahme verweigern kann), mehr Not und Leid für die
Frauen verursachen, und darüber hinaus stellt die Ultraschalluntersuchung für Frauen, die Opfer
tiefer Gewalt sind, Folter dar.

Zeit des Rückschritts

Wir leben in einer Zeit des tiefen sozialen Rückschritts. Zusätzlich zu all den Verlusten, die wir als
Lohnabhängige erleiden, leiden wir als arbeitende Frauen in Stadt und Land. Es ist bekannt, dass
Abtreibung in Brasilien für reiche Frauen relativ leicht und uneingeschränkt verfügbar ist. Das



Verbot gilt nur für arme Frauen, die illegalen Verfahren ausgesetzt sind, bei denen Arbeiterinnen,
von denen viele Mütter sind, verstümmelt oder getötet werden.

In dem Land, in dem Angaben des brasilianischen Jahrbuchs für öffentliche Sicherheit aus dem Jahr
2018 durchschnittlich 180 Vergewaltigungen pro Tag vorkommen, die Mehrheit (53,8 %) gegen
Mädchen bis 13 Jahre alt, repräsentiert dieses Dekret mehr als Gewalt gegen Frauen. Es bedeutet,
dass wir heute eine Regierung haben, die diese Gewalt, diese Vergewaltigungspraxis bekräftigt,
indem sie Frauen bestraft, sie dazu verurteilt, Mütter der Frucht dieser Gewalt zu werden, oder sie
sogar foltert und diesen Frauen, die Opfer einer männlich chauvinistischen Gesellschaft sind, die
Schuld zuschiebt.

Die Verfassung von 1988 garantiert einen säkularen Staat und die Trennung von Kirche und Staat.
Daher gibt es weder Raum noch eine verfassungsrechtliche Grundlage für die Einmischung der
Kirche in die unterstützte Abtreibung, die seit 1940 im Strafgesetzbuch garantiert wird. Es stellt
einen großen Rückschritt für Frauen, Mädchen und Kinder dar, die arm, unschuldig, ohne Hilfe,
unterdrückt und geschwächt sind.

Wir wissen, dass die Realität für Frauen aus den wohlhabendsten Schichten ganz anders aussieht.
Sie sind keinerlei Zwängen, Druck oder Unsicherheiten ausgesetzt. Der ganze Prozess verläuft
vertraulich, sie befinden sich in angenehmer Umgebung und werden in völliger Sicherheit und
Diskretion betreut. Es gibt keine undichten Stellen, keine religiösen FanatikerInnen, keine
HeuchlerInnen, die an den Türen der Kliniken demonstrieren. Es handelt sich also nicht um eine
Frage der Sorge um das Leben, sondern um reine Heuchelei und Fanatismus, die vom religiösen
Fundamentalismus aufgezwungen werden, der in der gegenwärtigen Regierung Stärke besitzt und
zur Umkehrung aller Eroberungen führt, die der Kampf der Frauen im Land erreicht hat.

Wir müssen diesen reaktionären Attacken mit aller Kraft widerstehen! Unsere Antwort muss klar
und geschlossen sein, um die Rechte der arbeitenden Frauen zu verteidigen! Der 28. September ist
der lateinamerikanische und karibische Tag für legale Abtreibung. Wir müssen energische und
entschlossene Maßnahmen ergreifen, damit dieses Dekret aufgehoben wird und wir unsere Rechte
weiter durchsetzen, und dürfen keinen Rückzug von ihnen zulassen!

Für die Aufhebung des Gesetz 13.931 und des Dekrets 2282!

Für die Entkriminalisierung des Schwangerschaftsabbruchs!

Für die Verteidigung des Lebens der Frauen!


